










bei handelt es sich um paritätisch mitbe
stimmte Unternehmen, die neue Be
schäftigungsfelder dort erschließen sol
len, wo dominierende Konzerne Produk
tionsstandorte beseitigen wollen. Die 
Arbeitsverträge der bisherigen Beleg
schaften sollen auf die Beschäftigungsge
sellschaften übertragen werden. Kapital
ausstattung und Know-How sollen von 
den jeweils verantwortlichen Konzernen 
gewährt werden.14 

Solche Beschäftigungsgesellschaften 
wären ein Fortschritt auf der Produk
tions- bzw. Angebotsseite. Damit sie 
überhaupt nennenswerte Beschäfti
gungserfolge erzielen können, muß auf 
politischem Wege zahlungsfähige Nach
frage angeregt werden: Den Beschäfti
gungsgesellschaften müssen Beschäfti
gungsprogramme entsprechen. Damit 
bietet dieses Konzept eine Schnittstelle 
zur Alternativen Wirtschaftspolitik, wie 
sie insbesondere von der » Memoran
dum-Gruppe« seit vielen Jahren entwor
fen wird. 

Es zeigt sich, daß im Zuge der Ausein
andersetzungen die Bewegungen in den 
Krisenregionen immerhin neue Reform
ideen induzierten. Daß die Führung der 
IG Metall für diesen Reformansatz nicht 
in den Ring ging, ist ein anderes Thema. 

WAS IST 
DUROISDZBAR? 
Wie realistisch sind die Veränderungs
perspektiven? Ist der Frankfurter Ge
werkschaftsführung darin recht zu ge
ben, daß die Bewegungen in den Krisen
regionen nicht der Ausgangspunkt einer 
erfolgreichen Reformbewegung sein 
können? Das Schicksal der britischen 
Gewerkschaftsbewegung vor Augen 
scheint die Spitze der IG Metall jeden
falls nur zu so viel Mobilisierung bereit zu 
sein, wie nötig, um die betroffenen Teile 
ihrer Mitgliedschaft zu behalten. 

Die Taktik der AnpassungandenMo
dernisierungskurs der Banken und Kon
zerne schätzt die Ausgleichsfähigkeit des 
Systems sicher richtig ein. Es scheint 
möglich, die sozialen Schäden des Kahl
schlags in den Krisenregionen so zu be
grenzen, daß politische Risiken ausge
schlossen werden. Was jedoch oft unter
schätzt wird, ist die demobilisierende 
Wirkung dieser Taktik. Es wird nicht 
möglich sein, demokratischen Fort
schritt zu erzielen, wenn nicht große 
Gruppen von Menschen Erfahrungen 
mit Gegenwehr und Widerstand ma
chen. Wenn aus dem Funktionärsappa
rat der IG Metall in diesem Zusammen
hang auf die Stillhaltetaktik der Betriebs-

räte und Vertrauensleute in scheinbar 
nicht betroffenen Betrieben verwiesen 
wird, so beschreibt das zwar eine reale 
Schwierigkeit. Betriebsegoismus und 
St. -Florians-Prinzip verschwinden aus 
der Gewerkschaftsbewegung aber nicht, 
indem sie als Randbedingungen hinge
nommen werden. 

Die IG Metall und ebenso die politi
schen Organisationen der Arbeiter- und 
demokratischen Bewegung unterlägen 
einem Fehlschluß, wenn sie meinten, den 
gegenwärtigen Konflikt in der Stahl-und 
Werftenindustrie »überspringen« zu 
können, um sich den Zukunftsindustrien 
zuwenden zu dürfen. Das hieße, die 
Machtverschiebung zu verkennen, die 
mit der herrschenden Industriepolitik 
einhergeht. Noch einmal Theo Steeg
mann: » Wenn es den Stahlunterneh
mern -obwohl wir in diesem Bereich die 
weitestgehenden Mitbestimmungsre
geln und sozialen Vereinbarungen haben 
- gelingt, Standorte einfach plattzuma
chen, wird es den Automobilarbeitern
wohl ähnlich an den Kragen gehen 15

• «
Und, so darf ergänzt werden, alsdann
den Belegschaften der Elektroindustrie,
der Elektronikindustie... überall dort,
wo neugeordnet und rationalisiert wird,
und das ist eben überall.

Noch immer nicht beantwortet ist da
mit die Frage nach den Durchsetzungs
chancen. Wenn wir nicht spekulieren 
wollen, können wir der Frage nur nach
gehen, indem wir über die Bedingungen 
einer neuen Reformpolitik nachdenken. 
Die gesellschaftspolitische Dimension 
des Problems der Krisenregionen legt 
den Gedanken nahe, daß der Einstieg in 
eine neue Wirtschafts- und Regionalpo
litik ohne Veränderung der politischen 
Rahmenbedingungen nicht zu haben ist. 
Die politischen Rahmenbedingungen 
werden allerdings nicht nur in Bundes
ländern, sondern mehr noch in Bonn, 
aber nicht nur dort, sondern zunehmend 
auch westeuropaweit gesetzt. Das gilt 
erst recht für hochvergesellschaftete und 
von internationalen Finanz- und Indu
striekonzernen regierte Branchen wie 
Werften, Stahl, Energie. 

Ein Zentralgedanke einer Strategie 
von Bewegungen in Krisenregionen muß 
daher das Ende der Provinzialität sein; 
positiv ausgedrückt: das Zusammenfüh
ren dieser Bewegungen mit anderen de
mokratischen Faktoren im nationalen 
und internationalen, zumindest westeu
ropäischen Maßstab. Das ist nicht etwa 
nur eine organisatorische oder informa
torische Aufgabe. Es ist zugleich die kon
zeptionelle Aufgabe, eine demokrati
sche Alternative in westeuropäischem 

Maßstab zu entwerfen -und die Aufga
be, für neue politische Konzepte zu mo
bilisieren, beispielsweise bei Wahlen. Es 
ist gewiß produktiv, daß sich im Zuge der 
standortbezogenen Bewegungen eine 
neue, kämpferische Verbundenheit mit 
der Stadt und Region herausbildet. Das 
Heimatbewußtsein wird jedoch dann zur 
Falle, wenn es die globalen Bezüge aus
blendet. Kommunale oder regionale 
Borniertheit macht wehrlos gegenüber 
der Strategie internationaler Konzerne. 

Ausweiten, vereinheitlichen, zuspit
zen: Die Politisierung der Bewegungen 
muß der nächste Schritt sein. Vorerst 
sieht es jedoch so aus, daß die Bewegun
gen in den Krisenregionen weitgehend 
isoliert voneinander sind. Sie unterschei
den sich nicht nur hinsichtlich ihrer Be
dingungen voneinander, sondern finden 
auch ungleichzeitig statt. Erst die Werf
ten, dann die Maxhütte, dann Hattingen, 
dann Rheinhausen - dann Osnabrück, 
dann Dortmund, und dann die Automo
bilindustrie? 

Die Vereinheitlichung ist eine Aufga
be, an der die heterogene und unentwik
kelte Linke in der Bundesrepublik wach
sen kann. Sie darf allerdings nicht in den 
Fehler verfallen, in den Aktionen der Be
legschaften die Wiederkehr großer Klas
senaktionen zu sehen. Davon kann erst 
die Rede sein, wenn die Politik Gegen
stand von Massenaktionen wird; das 
aber erfordert nicht zuletzt von der Lin
ken die Fähigkeit zur Erneuerung ihrer 
Strategie. D 
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